Wanted & Needed: Flexibilität beim Zollschutz im Süden

oder warum SP und SSM nicht zur Sicherung der Ernährung ausreichen

von MARITA WIGGERTHALE

Der Ruf nach mehr Flexibilität aus Gründen der Ernährungssicherheit und zum Schutz der kleinbäuerlichen Produktion zieht sich wie ein roter Faden durch die WTO-Verhandlungen. Und das nicht ohne Grund! Billige Importe verdrängen Kleinbauern vielerorts von ihren Märkten. Die Preise fallen in den Keller und damit auch die Einnahmen aus der Landwirtschaft. Armut und Hunger sind die Folge. 

Ländererfahrungen wie in Sri Lanka zeigen.....

Sri Lanka ist nicht nur weltweit größter Exporteur von Tee, sondern auch ein Netto-Nahrungsmittel-Importeur. Dabei leben 77% der Bevölkerung im ländlichen Raum, 45% arbeiten in der Landwirtschaft
. Die absolute Armut ist in der Zeit von 1990/91 bis 1995/96 von 33% auf 39% gestiegen.

Sri Lanka öffnete seine Märkte bereits 1977. Davon blieb der landwirtschaftliche Sektor aber weitgehend ausgeschlossen. Eine zweite Liberalisierungswelle fand 1990 statt, forciert von IWF und Weltbank. 90% aller Zölle im Agrarbereich sind nun bei 50% gebunden. Auf den meisten landwirtschaftlichen Produkten liegt aber nur ein niedriger Zollsatz von 35%.

Reis ist das Haupt-Grundnahrungsmittel in Sri Lanka, das von 1,8 Mio. Familien angebaut wird und 50% ihres Haushaltseinkommens ausmacht. 70% bearbeiten dabei eine Fläche von weniger als 1ha. 5% des inländischen Reisverbrauchs werden über Importe abgedeckt, der Rest wird im Land selbst produziert. Zwischen 1985 und 2002 betrug der durchschnittliche Weltmarktpreis für Reis 260US$. Jedoch gab es Schwankungen zwischen 185US$ und 310US$! Eine FAO Studie über 18 Grundnahrungsmittel ergibt, dass gebundene Zölle für Grundnahrungsmittel 40-60% betragen müssen, um auf die inter​nationalen Preisschwankungen reagieren zu können und weitere 10-15% um einen Schutz für Grundnahrungsmittel gewährleisten zu können.
 Demnach ist der Außenzoll für Reis bereits jetzt zu niedrig und müsste angehoben werden. Eine Maßnahme, die im Rahmenübereinkommen vom Juli 2004 nicht vorgesehen ist. Die negativen Auswirkungen der laufenden Agrarverhandlungen sind bereits jetzt für die Reisbauern in Sri Lanka abzusehen. 

Auch wenn der Reissektor bislang noch nicht direkt negativ von der Marktöffnung betroffen war, wird dies als indirekte Folge des massiven Imports von Weizen erwartet. Weizen wird im Gegensatz zu Reis nicht lokal hergestellt, sondern in großen Mengen importiert.
 Dieser massive Import von billigem Weizen stellt einen bedeutenden negativen Anreiz für die einheimische Reisproduktion dar, weil er mit dem relativ teurerem Reis konkurriert. Sollte der Zoll von Weizen (20%) und Weizenmehl (35%) weiter gesenkt werden, wird dies die Situation für Reisbauern noch weiter verschärfen. Es reicht also nicht aus, nur den Zollschutz bei Reis zu verbessern.

Negative Auswirkungen der Handelsliberalisierung im Agrarbereich sind hingegen bereits zu spüren bei Kartoffeln, Zwiebeln und Chili. Alles Produkte, bei denen die Inlandspreise höher als die Importpreise sind (siehe Tabelle zu Produktionskosten in Sri Lanka und Indien). Entsprechend negativ haben sich die steigenden Importe bei einer Liberalisierung auf die einheimischen Produzenten ausgewirkt. Bei Kartoffeln sind die Importe 1998 um 7% gestiegen und beliefen sich insgesamt auf 116 000 t, das ist mehr als in Sri Lanka in dem Jahr produziert wurde. Die Anbaufläche ging daraufhin um 64% zurück.
 Einen Rückgang der Anbaufläche war ebenso bei Zwiebeln zu verzeichnen. Insgesamt waren 300 000 Menschen von den negativen Auswirkungen betroffen. 

Tabelle: Relative Produktionskosten von Zwiebeln, Kartoffeln und Chili in Sri Lanka und Indien (Rs pro kg)

Produkt
Sri Lanka
Indien

Zwiebeln
9,8
2,5

Kartoffeln
25,0
2,3

Chili
72,0
20,0

Quelle: http://www.fao.org/documents/show_cdr.asp?url_file=/docrep/003/X8731e/x8731e14.htm 

Und letztes Beispiel Milch: In Sri Lanka wurde Anfang der 1980er Jahre das „National Dairy Board“ privatisiert, alle Aktivitäten wurden eingestellt. Es hatte nicht nur eine gute Versorgung der Bevölkerung mit Milch gewährleistet, sondern auch Anreize für kleinbäuerliche Milchproduzenten beinhaltet. Stattdessen hat Nestlé das Einsammeln der einheimischen Milch übernommen. Aber sie verkaufen keine frische Milch im Land. Der Milchsektor ist davon wirtschaftlich schwer getroffen. Heute hängt das Land komplett von Milchpulverimporten ab. Das fast vollständige Monopol von Nestlé, Anchor und Malivan hat dazugeführt, dass die Preise für Milchpulver so hoch sind, dass die meisten Armen ihre Kinder nicht mit Milch versorgen können.

....warum eine weitreichende Flexibilität beim Zollschutz im Süden gefordert wird....

Sri Lanka ist nur eines von vielen Beispielen, die von der FAO und Entwicklungsorganisationen dokumentiert sind. Sie beschreiben die negativen Auswirkungen einer Zollsenkung insbesondere für die einheimischen kleinbäuerlichen Produzenten. Aus dieser Analyse leitet sich die Forderung nach mehr Flexibilität beim Zollschutz, nach der Notwendigkeit von höheren Zöllen ab. Dies wurde auch mehrfach von Entwicklungsländern in den WTO-Verhandlungen gefordert, wie die folgenden Beispiele belegen.


Like Minded Group
 vom 23. Juni 2000 (G/AG/NG/W/13) im Rahmen der Agrarverhandlungen:

„Allow developing countries to re-evaluate and adjust their tariff levels. Where it has been established that cheap imports are destroying or threatening domestic producers, developing countries should be allowed to raise their tariff bindings on key products to protect food security.“

Afrikanische Union vom 17. Juli 2002 (TN/CTD/W/3/Rev.2) im Rahmen der SND-Verhandlungen

„Developing and least-developed country Members shall have the right to modify their commitments if this is found necessary to protect the public interest in ensuring food security and alleviating rural poverty.“

Like Minded Group
 vom 12. November 2002 im Rahmen der Agrarverhandlungen

„Developing country Members in pursuing the objective of food security and rural development, shall have the flexibility to increase low tariff bindings in relation to food security and staple crops after consultation with other WTO Members.“

Viel ist von diesen Forderungen nach einer umfassenden Flexibilität nicht übrig geblieben. Immer weiter wurden die Entwicklungsländer in ihren Forderungen zurückgedrängt. Auf der Tagesordnung der Agrarverhandlungen stehen nur noch beschränkte Ausnahmen für Grundnahrungsmittel („spezielle Produkte“, SP) und ein Zusatzzoll für Agrarprodukte („spezieller Schutzmechanismus“, SSM), der bei Marktstörungen bzw. externen Schocks Schutz bieten soll. 

...und warum die diskutierten Schutzmaßnahmen nicht ausreichen.

Das diese beiden Sonderregeln für Entwicklungsländer ausreichen werden, um die Ernährungs​sicherheit zu garantieren und die kleinbäuerliche Produktion vor der ausländischen Billigkonkurrenz zu schützen, darf bezweifelt werden. Und dies, selbst wenn die Schutzmaßnahmen wie von der G-33 gefordert
, ausgestaltet werden. Warum?

1) Ein Anheben der gebundenen Zölle ist nicht möglich, auch wenn dies aus Ernährungssicherheits​gründen notwendig wäre. Dies gilt insbesondere für Entwicklungsländer, die in der Uruguay-Runde ihre Zölle zu nierdrig gebunden haben (z.B. Honduras, Sri Lanka, Kuba). 

2) Ein Anheben der Zölle wird auch nicht bei den „speziellen Produkten“ erlaubt werden. Im besten Fall wird eine Ausnahme von der Reduktionsverpflichtung erlaubt (Anzahl ist noch nicht klar). Wahrscheinlicher ist hingegen eine Zollreduzierung zwischen 5-10%. Das maximal Erreichbare für alle Entwicklungsländer ist somit eine Beibehaltung des Status Quo bei einigen (wenigen) Grundnahrungsmitteln. Bereits bestehende negative Auswirkungen durch Billigimporte können zudem nicht abgemildert bzw. rückgängig gemacht werden. 

3) Der geplante Schutzmechanismus kann zwar bei entsprechender Ausgestaltung ein schnelles Reagieren auf Marktstörungen (Verfall der Weltmarktpreise, Importfluten) ermöglichen, was wichtig ist und eine Verbesserung im Vergleich zu der jetzigen Situation darstellen würde. Als zeitlich befristetes Instrument ist es aber nicht in der Lage zu niedrige Zölle für Grundnahrungsmittel zu kompensieren. 

4) Angesichts der Substituierbarkeit von Lebensmitteln – z.B. Reis durch Weizen – ist ein Anheben der Zölle auch bei Grundnahrungsmitteln notwendig, die gar nicht oder nur im geringen Umfang im eigenen Land hergestellt werden (siehe Sri Lanka). Auch wenn die Festlegung der SPs theoretisch auf der Grundlage von ihrem Beitrag zur Ernährungssicherheit, Existenzsicherung und der ländlichen Entwicklung erlaubt sein soll, besteht die Gefahr, dass solche Produkte auf Drängen der agrarexportierenden Länder bzw. ihres Agri-Business nicht als SPs anerkannt werden. 

5) Wertzölle
 sind angesichts der Preiskrise auf internationaler Ebene und des Exportdumpings häufig nicht ausreichend, um einen effektiven Schutz der Grundnahrungsmittelproduktion zu gewährleisten. Mengenbeschränkungen sind bis auf ganz wenige Ausnahmen nicht mehr erlaubt und variable Abgaben bzw. Zölle derzeit nur, insofern sie die bei der WTO gebundenen Zölle nicht überschreiten (Siehe Gleitzollsystem in Honduras
).

6) Selbst wenn SP und SSM gemäß dem Vorschlag der G-33 in den Modalitäten effektiv ausgestaltet werden, müssen die jeweiligen Entwicklungsländer ihre Festlegung in den sog. Länderlisten noch gegen den absehbaren Widerstand der agrarexportierenden (Industrie-)Länder bzw. ihres Agri- durchsetzen. 

7) Selbst wenn die Entwicklungsländer SP und SSM erfolgreich in den Länderlisten festlegen, bleibt zu bezweifeln, dass IWF und Weltbank diese Sonderregeln auch im Rahmen ihrer Strukturanpas​sungsprogramme anerkennen. 

Kurswechsel in der Agrarhandelspolitik notwendig

In der Zivilgesellschaft herrscht große Einstimmigkeit darüber, dass die Zollreduzierung bzw. der umfassende Abbau des Außenschutzes eine Gefährdung der Ernährungssicherheit und das Aus für Millionen von kleinbäuerlichen Produzenten bedeutet. Eine bäuerliche Produktion hat unter liberalisierten Weltmarktbedingungen keine Chance. Der Liberalisierungskurs der WTO verschärft somit Hunger und Armut im ländlichen Raum. 

Eine Abkehr vom Dogma der Liberalisierung, ein politischer Kurs- und Paradigmenwechsel in der Agrarhandelspolitik ist von daher das Gebot der Stunde. Das Konzept der Ernährungssouveränität
 steht für diesen Paradigmenwechsel. Es beinhaltet das Recht eines jeden Landes, seine bäuerliche Landwirtschaft zu schützen, die Agrarpolitik auf die Verbesserung der einheimischen Lebensmittel​produktion auszurichten und kleinbäuerliche Produzenten zu unterstützen.
 Der Handlungsdruck ist groß, denn die Situation der Kleinbauern bzw. der bäuerlichen Landwirtschaft ist in vielen Ländern fatal. „Ernährungssouveränität jetzt!“ heißt deswegen die überlebenswichtige Forderung an die Mitglieder der WTO mit Blick auf Hong Kong.

Berlin, Juli 2005
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